
Zusammenfassung 

Entgegen der allgemeinen Auffassung entspricht
die deutsche  Sicherheitsarchitektur  weniger  ei-
nem statischen Gefüge, sondern muss vielmehr
als ein dynamisches Arrangement verschiedener
Gruppierungen und Akteure verstanden werden,
welches einem ständigen Wandel und strukturel-
len  Anpassungen  unterworfen  ist.  Ziel  dieses
Artikels ist  es,  ein Forschungsvorhaben vorzu-
stellen, welches sich dem deutschen Sicherheits-
system zuwendet und die Rolle privater Akteure
darin eingehender untersucht.  Hierfür  wird zu-
nächst  ein  Überblick  über  den  fortlaufenden
Wandel  sowie  die  Vielzahl  der  verschiedenen
Akteure  gegeben,  welche  die  Sicherheitsarchi-
tektur in Deutschland prägen. Im zweiten Schritt
wird das Auftreten privater Zusammenschlüsse
innerhalb  dieses  Systems  vorgestellt.  Die
Grundannahme  dabei  ist,  dass  private  Formen
der Sicherheitsgewährleistung nicht nur als Ant-
agonisten von staatlichen Institutionen oder ver-
nachlässigbare  Besonderheiten  aufgefasst  wer-
den können, sondern vielmehr einen relevanten
Beitrag zur Realisierung des staatlichen Sicher-
heitssystems leisten und deshalb einer eingehen-
den wissenschaftlichen Analyse bedürfen.

Der konstante Wandel innerhalb
des deutschen Sicherheitssystems

Eine weitverbreitete Annahme ist, dass die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung ausschließlich Aufgabe des Staates
sei und es bei drohenden oder akuten Gefahren allein der
Polizei  zukäme,  diese  zu  bewältigen.  Diese  sei  hierfür
nicht  nur  befugt  und ausgebildet,  sondern  nach  juristi-
scher Lehrmeinung (Bock, 2019, S. 557) und ihrem eige-
nen Verständnis nach1 Trägerin des staatlichen Gewalt-
monopols.  Bei  genauerer  Betrachtung  wird  allerdings
deutlich,  dass  die Sicherheitsarchitektur  in  Deutschland
keinesfalls so statisch ist, wie häufig angenommen wird.
Hierfür  gibt  es  verschiedene  Gründe.  Erstens  wandeln
sich der Gegenstand der Sicherheitspolitik bzw. die durch
sie  adressierten  Thematiken  kontinuierlich,  wie  an  der
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wachsenden Bedeutung von Terrorismus oder organisier-
ter Kriminalität in den vergangenen dreißig Jahren deut-
lich wird (Albrecht, 2010, S. 113). Zweitens sind die Po-
lizeibehörden selbst  einem ständigen Wandel  unterwor-
fen. So gibt es einerseits wiederkehrende finanzielle oder
strukturelle  Anpassungen  wie  die  sächsische  Polizeire-
form „Polizei.Sachsen.2020“, die massive Kürzungen so-
wohl  beim Personal  als  auch  bei  den  Polizeistandorten
vorsah (SMI, 2011). Andererseits gab es neben wieder-
kehrenden Anläufen zur Angleichung der Landespolizei-
gesetze in den vergangenen Jahren in vielen Bundeslän-
dern Initiativen zur Novellierung der Gesetzestexte, mit-
tels  derer  die  rechtlichen  Grundlagen  des  polizeilichen
Handelns sowie die Kompetenzen der Beamt*innen neu
organisiert wurden (Busch, 2018). Drittens wandelt sich
auch die Akteurskonstellation stetig, da es neben der Po-
lizei noch eine Vielzahl anderer staatlicher, semi-staatli-
cher oder privater Akteure gibt, welche bei der Umset-
zung von Sicherheit mitwirken.

Die Diversität der Sicherheitsakteure
Bei  einer  umfassenden  Betrachtung  des  deutschen  Si-
cherheitssystems ergibt sich somit das Bild eines dynami-
sches Arrangement, welches sich durch ständige struktu-
relle  Veränderungen  und  einem heterogenen  Netzwerk
aus verschiedenen Institutionen und Gruppierungen aus-
zeichnet.  Diese  unterscheiden  sich  in  Bezug  auf  ihre
rechtliche  Stellung,  ihre  Organisationsform,  ihr  Aufga-
benspektrum und ihre gesellschaftliche Stellung vonein-
ander. Das Primat der Sicherheitsgewährleistung kommt
dabei den Polizeibehörden in den 16 Bundesländern und
auf Bundesebene zu. Auf staatlicher (genauer exekutiver)
Seite gibt es zudem die primär im geheimen agierenden
Nachrichtendienste  und im Falle der  inneren Sicherheit
die 16 Landesämter und das Bundesamt für Verfassungs-
schutz, deren zentrale Aufgabe die Beobachtung verfas-
sungsfeindlicher Bestrebungen sowie die inländische Spi-
onageabwehr ist (Grumke & van Hüllen 2010, S. 99 ff.)

Auf  kommunaler  Ebene  gibt  es  die  Ordnungsämter,
welche für die Aufrechterhaltung und Gewährleistung der
öffentlichen  Ordnung  zuständig  sind  (Püttner,  2000).
Hinzu kommen noch von Bundesland zu Bundesland un-
terschiedliche  Formen  semi-staatlicher  Gremien,  deren
Zweck es ist, verschiedene gesellschaftliche Gruppen und
Akteure bei der Umsetzung der Sicherheit mit einzubin-
den. Hierzu gehören u.a. die in einigen Kommunen exis-
tierenden kriminalpräventiven Räte, die zur Verbesserung

10

Selbstgemachte Sicherheit als Fundament der öffentlichen Ordnung? 
Private Gruppen im staatlichen Sicherheitssystem Deutschlands

Tobias Neidel

Universität Leipzig
Institut für Politikwissenschaft



arbeitstitel | Forum für Leipziger Promovierende – Band 8, Heft 1 (2020)

der Kommunikation sowie zur Bündelung von Ressour-
cen  und  Kompetenzen  verschiedene  staatliche,  wirt-
schaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure zusammen-
bringen sollen (Berner & Groenemeyer, 2000, S. 84). Des
Weiteren gibt es in fünf Bundesländern sogenannte Frei-
willige Polizeidienste,  wie die Bayerische  oder  Sächsi-
sche  Sicherheitswacht,  der  Freiwillige  Polizeidienst  in
Baden-Württemberg oder die Sicherheitspartner in Bran-
denburg, in denen Privatpersonen ehrenamtlich auf Strei-
fe gehen können (vgl. als Übersicht Pütter & Kant, 2000;
zur  Bayerischen  Sicherheitswacht  siehe  Hitzler  &  Mi-
lanès,  1998,  S.  184 ff.;  und zu den Sicherheitspartner-
schaften siehe Wurtzbacher, 2004, S. 93 ff.). Diese vari-
ieren hierbei zwar mit Blick auf die ihnen übertragenen
Kompetenzen, ihre Organisation und ihre rechtliche Stel-
lung,  allerdings  ist  allen  das  Ziel  der  Aktivierung und
Einbindung bürgerschaftlichen Engagements in die staat-
lich-organisierte Sicherheitspolitik gemeinsam (Pütter &
Kant, 2000). Daneben gibt es verschiedene städtische Be-
schäftigungsformen  wie  z.B.  den Bürgerdienst  Leipzig,
welcher über den zweiten Arbeitsmarkt uniformierte Mit-
arbeiter*innen zur Dokumentation und Meldung von Ge-
fahrenquellen oder Verschmutzungen einstellt2. Diese Ar-
ten der staatlichen Bürgereinbindung unterscheiden sich
allerdings  von  Gemeinde  zu  Gemeinde,  abhängig  von
den jeweiligen lokalen Bedürfnissen und Spezifika.

Neben den staatlich-organisierten bzw. staatlich-koor-
dinierten  Formen der  Sicherheitsgewährleistung gibt  es
noch den wachsenden Bereich an kommerziellen Sicher-
heitsdiensten, zu denen Securityfirmen wie auch Anbieter
von mechanischer oder elektronischer Sicherheitstechnik
zählen. Dieser Industriezweig zeichnet sich heute einer-
seits durch sein enormes Wachstum in den vergangenen
Jahrzehnten aus, andererseits durch die Diversität der ab-
gedeckten  Aufgabenfelder,  die  von Personen-  und Ge-
bäudeschutz über den Vertrieb und die Installation von
Sicherheitstechnik bis hin zu Kooperationen mit staatli-
chen  Institutionen  reichen  (Kirsch,  2003,  S.  13;  Eick,
2006, S. 247 ff.).

Doch neben diesen staatlichen,  semi-staatlichen  oder
kommerziellen Sicherheitsakteuren gibt es einen weiteren
Bereich, der sowohl in der öffentlichen Debatte als auch
der Forschung nur peripher betrachtet wird und zumeist
eine zwiespältige Bewertung erfährt: die Aktivitäten rein
privater, nicht-kommerzieller Gruppen und Verbände.3

Die Ambivalenz privater Sicherheitsakteure
Zur Adressierung des heterogenen Spektrums an privaten
Sicherheitsakteuren werden in der wissenschaftlichen Li-
teratur  verschiedene  Bezeichnungen  verwendet,  wie
„Bürgerpatrouille“,  „Nachbarschaftswache“  oder  „Bür-
gerwehr“ (van Elsbergen,  2004, S. 14;  Quent,  2016, S.
87; Schmidt-Lux, 2018). Die konkreten Erscheinungsfor-
men der Gruppen sind dabei ähnlich vielfältig wie die sie

2 Vgl.  die  Eigendarstellung  der  Stadt  Leipzig:  https://kee.leipzig.de/
massnahmen-beschaeftigung/buergerdienst-leipzig/ (zuletzt  abgerufen
am 07.01.2020).
3 Es bleiben an dieser Stelle noch die verschiedenen Akteure des Bevöl-
kerungs-, Zivil- und Katastrophenschutzes zu erwähnen (Endreß, 2013,
S. 100), die allerdings nur partiell zu dem hier betrachteten ordnungs-
und sicherheitspolitischen Bereich gezählt werden können.

adressierenden  Bezeichnungen.  Während  manche  sich
nur online ankündigen oder formieren und nie physisch
in Erscheinung treten, stellen viele Gruppen ihre Aktivi-
täten nach einiger Zeit wieder ein (Quent, 2016, S. 85).
Andere Gruppen hingegen bleiben auch über längere Zeit
bestehen und entwickeln routinierte Abläufe und Struktu-
ren  (Schmidt-Lux,  2012).  Während  manche  sich  dabei
auf das Bilden von Kommunikationsnetzwerken oder das
bloße Zeigen von Präsenz und die Alarmierung der Poli-
zei beschränken, suchen andere auch proaktiv nach ver-
meintlich Kriminellen. Die juristische Legitimität dieses
Engagements, die zumeist mit dem Verweis auf das Not-
wehrrecht  nach  §32  StGB  oder  die  Jedermannsrechte
nach §127 StPO argumentiert  wird (Krahmer,  2016, S.
54), ist dabei ähnlich umstritten wie ihre Stellung in der
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Wahrnehmung.
Während einige Forscher*innen vor übermäßiger Gewalt-
anwendung warnen,  die als Herausforderung gegenüber
dem  staatlich  beanspruchten  Gewaltmonopol  gewertet
wird  (Hitzler,  2001,  S.  126;  Quent,  2015,  S.  124;
Schmidt-Lux, 2017, S.  102-103),  kritisieren andere den
„systemstabilisierenden“  Charakter  privater  Sicherheits-
gruppen, die zur Festigung einer etablierten Ordnung bei-
tragen können (Chacón & Davis,  2007, S. 11).  Andere
Beispiele zeigen wiederum, dass die Präsenz privater Si-
cherheitsakteure  von staatlicher  Seite  durchaus  toleriert
bzw. akzeptiert wird oder es sogar zu (in)offizieller Ko-
operation zwischen beiden kommen kann (siehe Schmidt-
Lux, 2018, S. 137-138; Kowaleski, 2002, S. 435ff.)

Was allerdings bei all diesen Aspekten häufig überse-
hen wird, ist, dass private Sicherheitsakteure keinesfalls
als  Ausnahme  oder  sicherheitspolitische  Anomalie  der
Neuzeit  verstanden  werden  dürfen,  sondern  es  seit  der
Etablierung des staatlichen Gewaltmonopols im 19. Jahr-
hundert  wiederkehrend  eine  Vielzahl  unterschiedlicher
privater  Sicherheitsakteure  gab,  welche  bei  der  Umset-
zung der öffentlichen Ordnung mitwirkten (Bierschenk,
2016, S.  169; von Trotha,  1995, S.  135).  Zudem muss
beachtet  werden,  dass es teilweise von staatlicher  Seite
sogar erwünscht wird, dass sich die Bürger*innen bei der
Sicherheitsgewährleistung  mit  einbringen,  was  wissen-
schaftlich  unter  dem  Stichwort  der  „Sicherheitsgesell-
schaft“ verhandelt wird (Groenemeyer, 2010, S. 10)4.

Die Rolle privater Sicherheitsakteure
innerhalb des deutschen Sicherheitssystems

Für die wissenschaftliche Analyse der deutschen Sicher-
heitsarchitektur  ergibt  sich  somit,  dass  die  Einbettung
und Wirkungsweise privater Akteure innerhalb des poli-
tisch-institutionellen  Sicherheitssystems  genauer  in  den
Fokus genommen werden muss, wenn das Funktionieren
des  Arrangements  in  seiner  Gänze  verstanden  werden
soll. Neben der genauen Organisationsform und den Ziel-
stellungen der privaten Gruppen müssen deshalb vor al-
lem die in der Praxis auftretenden Wechselwirkungen mit
anderen gesellschaftlichen und staatlichen Sicherheitsak-
teuren eingehend untersucht werden.

4 Als deutsches Beispiel kann hierfür z.B. die bundesweite Kampa-
gne  „Vorsicht,  Wachsame  Nachbarn“  aus  dem Jahr  1996  betrachtet
werden (Hohmeyer, 2000).
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Im Zuge des von mir geplanten Promotionsvorhabens
werde ich mich deshalb eingehend mit privaten Sicher-
heitsakteuren, deren ordnungs- und sicherheitspolitischen
Vorstellungen,  sowie  deren  ambivalentes  Verhältnis  zu
den staatlichen Institutionen beschäftigten.  Ziel der  Ar-
beit soll es sein, die Relevanz dieser Zusammenschlüsse
für die Existenz und die Realisierung des staatlich organi-
sierten  Sicherheitssystems  in  Deutschland  zu  untersu-
chen. Hierfür soll den Fragen nachgegangen werden, wie
sich private Sicherheitsakteure in die staatlich-organisier-
te Sicherheitsarchitektur einfügen, welche Rollen, Funkti-
on und Bedeutungen sie hierbei aus eigener Perspektive
und aus staatlicher sowie gesellschaftlicher Sicht einneh-
men und wie sich das Verhältnis zwischen den Privatak-
teuren und den staatlichen Institutionen gestaltet. Aufbau-
end auf dem hier umrissenen Forschungsstand bleibt an-
zunehmen, dass private Gruppen einen relevanten Beitrag
bei der Umsetzung der öffentlichen Ordnung leisten und
somit  notwendig für das Funktionieren des Sicherheits-
systems sind, wie wir es heute in Deutschland kennen.
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